42
- 23 - 


PRESSEMITTEILUNG

Zusammenfassung

der wesentlichen Beiträge

aus dem Jahresbericht 2005
- Pressekonferenz am 28. Oktober 2005 -


Landesrechnungshof Brandenburg, Dortustraße 30 - 34, 14467 Potsdam


Pressesprecher: Dr. Mark Weber (0331) 866 - 8505/Fax: (0331) 866 - 8618


E-Mail:
mark.weber@lrh.brandenburg.de

Internet:
www.brandenburg.de/landesrechnungshof
Beispielhafte Feststellungen und Beanstandungen aus dem Jahresbericht 2005

Der Landesrechnungshof übergibt nach Art. 106 Abs. 2 Satz 2 der Verfassung des Landes Brandenburg die Ergebnisse seiner Prüfung dem Landtag und der Landesregierung in einem jährlichen Bericht. Der Jahresbericht bildet zusammen mit der vom Ministerium der Finanzen erstellten Haushaltsrechnung die Grundlage für die parlamentarische Kontrolle des Haushaltsvollzuges und die Entscheidung des Landtages über die Entlastung der Landesregierung. Nachfolgend ist eine kurze Zusammenstellung finanzwirtschaftlich bedeutsamer Feststellungen und Beanstandungen aus dem Jahresbericht 2005 aufgeführt:

Teil A
Landeshaushalt

Beiträge Nr. 1 - 9:
Haushaltsplan, Haushaltsvollzug und Haushaltsrechnung

Der Haushaltsplan 2003 enthielt Einnahmen und Ausgaben in Höhe von 10.143 Mio. €. Mit dem Nachtragshaushaltsgesetz 2003 erhöhte sich die Nettokreditermächtigung um 893,8 Mio. € auf 1.200,8 Mio. €.

Im Haushaltsvollzug wurde der Haushaltsansatz unterschritten. Die Ist-Ausgaben betrugen 9.914,5 Mio. € und lagen mit 228,5 Mio. € unter dem geplanten Ansatz. Die Einnahmen (ohne Schuldenaufnahme) blieben mit 192,4 Mio. € unter dem Ansatz. Als Ergebnis des Haushaltsvollzuges ergab sich gegenüber dem Ansatz von 1.200,8 Mio. € eine um 36,2 Mio. € verminderte Kreditaufnahme.

Der Fehlbetrag von 325,7 Mio. € aus dem Haushaltsjahr 2002 war gem. § 25 Abs. 3 der LHO spätestens für das Haushaltsjahr 2004 einzustellen. Mit dem Nachtragshaushalt für das Haushaltsjahr 2003 wurde zum anteiligen Ausgleich des Fehlbetrages ein Betrag von 200 Mio. € eingestellt. Die Ausgabe in Höhe von 200 Mio. € ist im Rahmen der Kreditermächtigung geleistet worden. Der Restbetrag von 125,7 Mio. € wurde im Haushaltsplan 2004 veranschlagt.

Im Haushaltsvollzug 2003 waren globale Minderausgaben für das Verwaltungsbudget in Höhe von 16,7 Mio. € und für besondere Finanzierungsausgaben in Höhe von 105,4 Mio. € zu erbringen. Darüber hinaus waren Minderausgaben bei den Personalausgaben von 33,1 Mio. € und bei den Baumaßnahmen von 15 Mio. € zu erwirtschaften. Die Ressorts hatten die Verfügungsbeschränkungen in eigener Verantwortung umzusetzen. Die globalen Minderausgaben wirkten sollmindernd auf die rücklagefähigen Beträge.

Die äußerst schwierige Haushaltslage des Landes hätte es erfordert, im Haushaltsjahr 2003 eine kreditfinanzierte Neubildung von Rücklagen der Verwaltungs- und der Personalbudgets nur in beschränktem Umfang zuzulassen. Trotzdem stieg das Rücklagevolumen gegenüber dem Jahr 2002 um 21 Mio. € auf 102,4 Mio. € an. Die Rücklagen stellen keine „echten“ finanziellen Reserven dar. Die am Jahresende ausgewiesene Zuführung zur Rücklage ist ein buchungstechnischer Vorgang ohne finanzielle Bewegung. Mit der Entnahme der Rücklage im Folgejahr erhöht sich das Einnahmevolumen, ohne dass tatsächliche Einnahmen vorhanden sind. Auf Grund der Einnahmesituation des Landes ist für die Inanspruchnahme der Rücklagen eine erhöhte Nettokreditaufnahme erforderlich. Der LRH bittet, die bisherige Rücklagenbildung insoweit zu überdenken, obwohl das Finanzministerium den berechtigten Hinweis gegeben hat, dass ohne eine Rücklagenbildung der erforderliche finanzielle Anreiz für eine sparsame Haushaltsführung der Ressorts nicht gegeben wäre.

Im Haushaltsvollzug 2003 fielen Haushaltsüberschreitungen in Höhe von 47,9 Mio. € an. Die Beträge sanken gegenüber dem Jahr 2002 um 181,8 Mio. €. 

Die der Haushaltsrechnung 2003 beigefügten Anlagen zur „Übersicht über die über- und außerplanmäßigen Haushaltsüberschreitungen einschließlich der Vorgriffe und weiterer Mehrausgaben“ enthielten in der Haushaltsrechnung nicht die im Antrag angegebenen Einsparungen bei anderen Titelansätzen des jeweiligen Einzelplans. Sie sind Teil der Begründung. Künftig sind die Anlagen um die Einsparungen zum Ausgleich der über- und außerplanmäßigen Ausgaben zu ergänzen.

Die Einhaltung der Ordnungsmäßigkeit im Haushaltsvollzug ist bei den Jahresabschlussprüfungen anhand der Originalbelege in den Dienststellen festzustellen. Die geprüften Einnahmen und Ausgaben sind zwar regelmäßig als ordnungsmäßig belegt anzusehen. Die für die Rechnungslegung zuständigen Dienststellen sind dennoch aufgefordert, die haushaltsrechtlichen Bestimmungen mit größerer Sorgfalt anzuwenden.

Beitrag Nr. 10:
Nachweis des Vermögens und der Schulden des Landes zum 31. Dezember 2003

Das Vermögen des Landes beinhaltet grundsätzlich alle beweglichen und unbeweglichen Sachen und Rechte. Ein aussagefähiger Vermögensnachweis wird erreicht, wenn alle Vermögensgegenstände berücksichtigt sind. Dieser Vermögensnachweis muss den Bestand und die Veränderungen des Vermögens und der Schulden systematisch geordnet darstellen.

Obgleich das Land Brandenburg ein erhebliches Vermögen besitzt, erfolgt der Nachweis dieses Vermögens unvollständig. Der Vermögensnachweis hat Auskunft darüber zu geben, welche Vermögensgegenstände sich im Eigentum des Landes befinden und wie sich die Bestände entwickelt haben.

Das gesamte bewegliche Vermögen sowie die Darlehensforderungen sind im Vermögensnachweis nach dem Stand 31. Dezember 2003 nicht enthalten. Risiken, die von sogenannten Nebenhaushalten (z. B. Sondervermögen), Landesbeteiligungen, Bürgschaften aber auch von finanziell bedeutsamen Haushaltspositionen ausgehen, sind im Rahmen eines Risikomanagementsystems übersichtlich zu erfassen und regelmäßig in Berichten darzustellen. 

Beitrag Nr. 11:
Bürgschaften, Garantien und sonstige Gewährleistungen
In den Jahren 1991 bis 2004 übernahm das Land Brandenburg Gewährleistungen zu Gunsten der Wirtschaft und des Wohnungsbaus in Höhe von insgesamt 5.428 Mio. €. Davon wurden 189 Mio. € in Anspruch genommen.

Das Gewährleistungsvolumen zum 31. Dezember 2004 betrug insgesamt 940 Mio. €. Nach Einschätzung des MdF waren zu diesem Zeitpunkt insgesamt 516 Engagements in Höhe von 231 Mio. € ausfallgefährdet.

Mit der Übernahme von Bürgschaften, Garantien und sonstigen Haftungsfreistellungen steigt das Volumen der Eventualverbindlichkeiten und damit das Risiko, dass das Land in Anspruch genommen wird. Eine sorgfältige Beurteilung dieser Eventualverbindlichkeiten ist erforderlich, damit das Risiko für das Land berechenbar bleibt.

Beitrag Nr. 12:
Haushaltslage
Einnahmen

Im Haushaltsjahr 2004 betrugen die Gesamteinnahmen des Landes Brandenburg 9.828 Mio. €. Die Steuereinnahmen in Höhe von 4.553 Mio. € stiegen gegenüber dem Vorjahr um rd. 273 Mio. € deutlich an. Die Umsatz- und die Lohnsteuer waren im Jahr 2004 wiederum die bedeutendsten Steuerquellen Brandenburgs. Sie hatten mit einem Anteil von 93 % prägenden Einfluss auf die gesamten Steuereinnahmen.

Die Einnahmen aus nichtinvestiven Zuweisungen des Haushaltsjahres 2004 in Höhe von 3.339 Mio. € und aus investiven Zuweisungen und Zuschüssen in Höhe von 744 Mio. € haben weiterhin einen bedeutenden Anteil an den Gesamteinnahmen. Das Niveau dieser Einnahmen wird durch Einnahmen von der EU und vom Bund bestimmt. Der aktuell prognostizierte Rückgang der Einwohnerzahl in den nächsten 15 Jahren um insgesamt rd. 7 % und die zu erwartende Reduzierung der Zuweisungen des Bundes und der EU haben zur Folge, dass mittel- und langfristig die Einnahmen auf das Niveau der finanzschwachen Westflächenländer sinken werden. Die Gesamteinnahmen werden nach der vorliegenden Finanzplanung 2004 bis 2008 nur noch 9.483 Mio. € betragen. 

Diese absehbare negative Entwicklung der Einnahmen sollte das Land Brandenburg veranlassen, die derzeitig günstige Einnahmesituation zum Anlass zu nehmen, vorrangig eine tragfähige Infrastruktur zu schaffen. Dabei sind insbesondere die Folgen des demografischen Wandels zu berücksichtigen.

Ausgaben

Der bei weitem größte Teil der Ausgaben lässt sich den Ausgaben für laufende Zuweisungen und Zuschüsse zuordnen. Bei diesen Ausgaben ist eine kurzfristige Steuerbarkeit auf Grund des hohen Rechtsbindungsgrades eingeschränkt.

Die Personalausgaben stellen im Jahr 2004 wiederum die zweitgrößte Ausgabengruppe dar. Nachdem die Personalausgaben (Ausgaben der HGr. 4, der Erstattungen für Sonder- und Zusatzversorgungssysteme sowie der Verlagerungen von Personalausgaben in die HGr. 6) bis zum Jahr 2002 stetig gestiegen sind, war erstmals für das Jahr 2003 ein Rückgang der Personalausgaben festzustellen. Diese Entwicklung wurde im Jahr 2004 fortgesetzt: Gegenüber dem Jahr 2003 ist ein Rückgang der Personalausgaben um 107 Mio. € auf 2.964 Mio. € eingetreten. Auch für die Höhe der Erstattungen für die Sonder- und Zusatzversorgungssysteme ist festzustellen, dass im zweiten Jahr nacheinander ein Rückgang der Ausgaben gegenüber dem Vorjahr zu verzeichnen war. Erreichten diese Ausgaben im Jahr 2002 noch eine Höhe von 459 Mio. € und gingen im Jahr 2003 erstmals auf 413 Mio. € zurück, so betrugen sie im Jahr 2004 noch 403 Mio. €.

Der Anstieg der Personalausgaben im Haushaltsjahr 2004 wurde durch tarif- und besoldungsrechtliche Eingriffe deutlich gebremst. Strukturelle Einsparungen bei den Personalausgaben, die zu gleichen Teilen von Arbeitern und Angestellten sowie von den Beamten und Richtern erbracht werden sollten, wurden im Jahr 2004 in Höhe von insgesamt rd. 90 Mio. € realisiert.

Zum 31. Dezember 2004 waren 1.242 Versorgungsfälle vorhanden. Davon wurde in 826 Fällen Ruhegehalt, in 233 Fällen Witwengeld und in 183 Fällen Waisengeld gezahlt. Gegenüber dem Jahresende 2000 stieg die Zahl der Versorgungsfälle um 809 (+ 187 %) an. Das MdF geht davon aus, dass sich die Zahl der Versorgungsfälle bis zum Jahr 2015 auf 12.338 erhöhen wird. Das Maximum der Versorgungsfälle wird mit 27.338 für das Jahr 2029 erwartet. Die entsprechenden Ausgaben (zum Teil getragen von anderen Dienstherren) werden in den kommenden Jahren kontinuierlich ansteigen und im Jahr 2009 eine Höhe von rd. 93 Mio. € erreichen. Für das Jahr 2020 werden Ausgaben von 446 Mio. € prognostiziert.

Mit der Erarbeitung des Doppelhaushaltes 2005/2006 schrieb die Landesregierung die Personalbedarfsplanung bis zum 31. Dezember 2009 fort. Danach sind gegenüber dem 1. Januar 2000 bis zum 31. Dezember 2009 insgesamt 16.112 Planstellen, Stellen und Beschäftigungspositionen für nicht planmäßige Dienstkräfte (Vollzeitäquivalente) einzusparen. 

Der Anfangsbestand von 66.253 wird auf eine Zielzahl von 50.141 Planstellen, Stellen und Vollzeitäquivalente reduziert. Damit wird jede vierte Personalstelle abgebaut und in etwa die derzeitige Personalstellenausstattung des für Vergleichszwecke herangezogenen Landes Schleswig-Holstein erreicht.

Im Rahmen der Fortschreibung der Personalbedarfsplanung bis zum 31. Dezember 2009 wurde eine Erhebung zum Soll-Personalstellenbestand zum 1. Januar 2005 durchgeführt. Danach waren zu diesem Zeitpunkt gegenüber dem 1. Januar 2000 insgesamt 8.432 Personalstellen eingespart und die mit der ersten Personalbedarfsplanung vom 1. April 2001 für diesen Zeitpunkt angestrebte Zielzahl um rd. 400 unterschritten. 

Im Zeitraum vom 1. Januar 2005 bis zum 31. Dezember 2009 wird die Einsparung von 7.394 Personalstellen und Vollzeitäquivalenten zu drei Viertel auf die Ressorts MBJS (44 %) , MI (17 %) und MLUV (14 %) entfallen. Allein in den Bereichen Lehrer (42 %), Polizei (12 %) und Forstverwaltung (7 %) sind zusammen rd. drei Fünftel aller Einsparungen zu realisieren.

Fazit

Im Jahr 2004 musste der Haushalt durch eine Neuverschuldung in Höhe von 704 Mio. € ausgeglichen werden. Die Gesamtverschuldung des Landes Brandenburg in Höhe von 17.096 Mio. € hat ein Maß erreicht, das bereits heute die finanzwirtschaftlichen Handlungsspielräume einschränkt und deshalb entschlossene Maßnahmen zur Gegensteuerung geradezu erzwingt. Knapp ein Fünftel der Einnahmen aus Steuern und steuerähnlichen Abgaben hat das Land Brandenburg allein für Zinszahlungen aufzuwenden. An dem Ziel eines Haushaltsausgleichs ohne Nettoneuverschuldung ist - trotz Rückschlägen in den vergangenen Jahren - konsequent festzuhalten.

Selbst wenn es im Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung für die Jahre 2008 bis 2010 gelingen sollte, ohne Nettoneuverschuldung auszukommen, muss die Konsolidierung des Landeshaushaltes weiter fortgeführt werden, um die bis dahin aufgelaufenen Schulden abzubauen. 

Das Land darf nicht mehr Geld ausgeben als es einnimmt. Der LRH erkennt die von der Landesregierung geplanten und bereits durchgeführten Sparmaßnahmen an. Dennoch: Erst wenn es gelungen ist, den Landeshaushalt ohne Kreditaufnahme zu stabilisieren und begonnen wird, die Verschuldung abzubauen, ist die Konsolidierung erreicht.

(Abteilung Pr 2)

Beitrag Nr. 13:
Zuweisungen zur Forcierung der Einrichtung der Automatisierten Liegenschaftskarte (FALKE) - Kapitel 03 020 -

Für die Einrichtung der Automatisierten Liegenschaftskarte (FALKE) setzte das Innenministerium in den Haushaltsjahren 2001 bis 2003 Investitionsmittel in Höhe von 2,1 Mio € ein. Der LRH hat die Verwendungsnachweisprüfung und die Effizienznachweise der Jahre 2002 und 2004 - Beitrag Nr. 13 - untersucht.

Zu beanstanden war, dass Verwendungsnachweise verspätet eingereicht wurden und die ILB die Verwendungsnachweisprüfung zum Teil erst nach Ablauf der Einjahresfrist durchführte. Auch beurteilte der LRH die bis zu diesem Zeitpunkt erstellten Abrechnungen nach der Vermessungsgebühren- und Kostenordnung als ungeeignet.

Ferner enthielten die Effizienznachweise der Jahre 2002 und 2004, deren Vorlage die Voraussetzung für die jeweilige Verlängerung der FALKE-Förderrichtlinie darstellte, so unpräzise Formulierungen, dass sie nicht geeignet waren, die Effizienz der Förderung zu belegen.

(Abteilung III)

Beitrag Nr. 14:
Ordnungsmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit bei der Umsetzung der Hochschulnebentätigkeitsverordnung des Landes Brandenburg

Der LRH hat den Vollzug im MWFK und in zwei Hochschulen geprüft und dabei mit Hilfe von Fragebögen an das wissenschaftliche und künstlerische Personal der beiden Hochschulen auch untersucht, ob und inwieweit das Ministerium seine Aufgaben nach der HNtV wahrgenommen hat.

Das MWFK hatte bisher auf Durchführungsvorschriften zu den teilweise unpräzise formulierten Regelungen der HNtV verzichtet. Die Prüfung in den zwei Hochschulen hat gezeigt, dass die Handhabung des Nebentätigkeitsrechts mit weitem Ermessensspielraum Vollzugsdefizite zur Folge hatte. Begünstigt wurde dies durch ein auf wenig aussagekräftigen Fakten beruhendes Antrags- und Genehmigungsverfahren und durch Überwachungsmängel.

Etliche Hochschulbedienstete haben erstmals in den Fragebögen des LRH Nebentätigkeiten und die Nutzung von Hochschulressourcen angegeben. Ferner kam es in vielen Fällen zu abweichenden Angaben in den Fragebögen im Vergleich zu denen in den Personalunterlagen der Hochschulen. Außerdem übten zahlreiche Professoren entgegen den Vorschriften eine freiberufliche Nebentätigkeit als Geschäftsführer oder als Alleineigentümer von Unternehmen aus.

Das Ministerium hat zu den Prüfungsfeststellungen ausführlich Stellung genommen. Es hat nach eingehender Prüfung die Empfehlung des LRH aufgegriffen und Verwaltungsvorschriften zur Durchführung der HNtV erlassen.

 (Abteilung II)

Beitrag Nr. 15:
Investitionsvorhaben „Chipfabrik“ - Kapitel 08 050 - 

der Jahresberichtsbeitrag Nr. 15 befasst sich mit dem Investitionsvorhaben „Chipfabrik Frankfurt (Oder)“.

Das Investitionsvorhaben „Chipfabrik“ ist Ihnen allen sicher noch in Erinnerung. Presse und Öffentlichkeit haben dieses Vorhaben, an das große Erwartungen geknüpft waren, aufmerksam begleitet. Der hierzu eingesetzte Untersuchungsausschuss stellte nach dem endgültigen Scheitern eine Mitverantwortung der Landesregierung fest. 

Auch der LRH hielt es für wichtig, die Vorgänge um die „Chipfabrik“ einer eingehenden Prüfung zu unterziehen. Im Gegensatz zum Untersuchungsausschuss stand für uns aber nicht die Frage im Vordergrund, woran das Projekt letztlich scheiterte. Wir haben vielmehr gefragt: war die Landesregierung - also das federführende Ministerium für Wirtschaft - nach dem Haushaltsrecht befugt, zur Unterstützung dieses Projekts Ausgaben in Höhe von 78 Mio. € zu leisten bzw. dem Landtag den Einsatz dieser Mittel zu empfehlen.

Im Zentrum unserer Prüfung stand dabei die neue Landesbeteiligung in Höhe von 38 Mio. €. 

Entgegen den üblichen Gepflogenheiten wurde diese Landesbeteiligung, die im Übrigen gegen die einschlägigen haushaltsrechtlichen Bestimmungen verstieß, vom MW und nicht vom MdF verwaltet, worin der LRH einen Verstoß gegen das von der Landesregierung präferierte System der zentralen Beteiligungsverwaltung sah. Gleichzeitig war nicht nachzuvollziehen, wie dies mit der kurz zuvor beschlossenen restriktiven Beteiligungspolitik der Landesregierung vereinbar sein sollte, welche die Landesbeteiligungen angesichts der jüngsten Fehlentwicklungen auf ein Mindestmaß zurückführen wollte.

Daneben haben wir aber auch die haushaltswirksamen Maßnahmen des MW im Vorfeld und im Zusammenhang mit dieser Landesbeteiligung untersucht.

Wir sind zu dem Ergebnis gelangt, dass alle finanzwirksamen Maßnahmen des MW gegen das Hauhaltsrecht verstoßen haben, weil die Gesamtfinanzierung des Vorhabens zu keinem Zeitpunkt gesichert war. Die Aussicht, wenigstens für 20 % des unternehmerischen Risikos einen privaten Investor zu finden, fehlte bereits im April 2001. Spätestens im Oktober 2001 war das endgültige Scheitern des Projekts für jeden objektiven Betrachter mit den Kenntnissen des MW absehbar. Maßgebend für diese Beurteilung sind neben dem bemerkenswerten Verhalten eines wichtigen Lizenznehmers der Einbruch des Halbleitermarkts und der frühzeitige Ausstieg einer renommierten Großbank. 

Aufgrund dieser Feststellungen muss der LRH auch in seiner Kritik weiter gehen als der Untersuchungsausschuss: die Landesregierung hat das Projekt nicht nur schlecht begleitet. Sie hätte sich an diesem Projekt niemals finanziell beteiligen dürfen; und das MW hätte der Landesregierung und dem Landtag niemals zu einer solchen Beteiligung raten dürfen. Die Feststellung, dass der Landtag und seine Ausschüsse bei ihren Entscheidungen fehlerhaft unterrichtet waren, können wir bestätigen. 

Das Ministerium für Wirtschaft hat zu einem Großteil der Feststellungen nicht Stellung genommen und im Übrigen alle Vorwürfe zurückgewiesen. Besonderen Wert legt das MW auf die Feststellung, es habe die Erfolgsaussichten des Projekts fehlerfrei eingeschätzt und den Landtag richtig informiert. Nach Auffassung des MW habe es sich um Prognoseentscheidungen gehandelt, die einer Überprüfung durch den LRH nicht unterlägen.

Diesen Umgang mit Prüfungsergebnissen betrachten wir mit großer Sorge. Eine unzureichende verwaltungsinterne Aufarbeitung dieses Vorgangs begründet die Gefahr, dass sich solche gravierenden Fehler, wie sie beim Vorhaben „Chipfabrik“ festgestellt werden mussten, zum Schaden des Landes wiederholen. 

 (Abteilung I)

Beitrag Nr. 16:
Vergabe und Abrechnung von HOAI-Leistungen bei Erschließungsvorhaben für Industrie- und Gewerbegebiete - Kapitel 08 050 -

Der Landesrechnungshof prüfte die Ausschreibung, Vergabe und Abrechnung von Ingenieurleistungen durch Kommunen für die Erschließung von Industrie- und Gewerbegebieten. Bei den geprüften vier Bauvorhaben waren für diese Baunebenkosten insgesamt 6,1 Mio. € veranschlagt. Der Landesrechnungshof stellte fest, dass nicht alle Möglichkeiten genutzt wurden, um die Landesmittel effektiv und sparsam einzusetzen:

Das beauftragte Unternehmen legte für drei der Standorte nachträglich Leistungsnachweise vor. Daraus ergaben sich für den Zeitraum September 2000 bis Dezember 2001 Überzahlungen in Höhe von insgesamt 192 T€. Zwar zahlte das Unternehmen diese Summe zurück, aber die ILB machte für die ungerechtfertigt geleisteten Zahlungen keine Zinsen geltend.

Bei allen vier Bauvorhaben stellte der Bund für die ersten Planungsphasen Mittel aus dem Verwaltungsabkommen zur Braunkohlesanierung zur Verfügung und die nachfolgenden Planungsphasen förderte das Land. Die Zuwendungsempfänger trennten bei der Vergabe die Leistungen nach den Finanzierungsquellen. Das verursachte Mehrkosten im Vergleich zu einer Gesamtbeauftragung, weil die Honorare nach der HOAI nicht proportional zu den anrechenbaren Kosten steigen, sondern degressiv. Damit sind zwei Teilaufträge teurer, als ein Gesamtauftrag.
Der LRH begrüßt, dass das MW bereits die Prüfung von Rückzahlungsforderungen und die notwendigen Berichtigungen im Bewilligungsverfahren veranlasste.

(Abteilung IV)

Beitrag Nr. 17:
Bewilligung und Verwendung von Zuschüssen an ein landesbeteiligtes Unternehmen

mit der Bewilligung und Verwendung von Zuschüssen an ein landesbeteiligtes Unternehmen befasst sich der Beitrag Nr. 17.

Im Jahre 2002 gewährte das Wirtschaftsministerium einem landesbeteiligten Unternehmen in Höhe von 6,2 Mio. € in der Form einer institutionellen Förderung sowie weitere Zuwendungen und Entgelte von rund 1,6 Mio. €. Der Landesrechnungshof hat die bestimmungsgemäße und wirtschaftliche Verwaltung und Verwendung dieser Haushaltsmittel geprüft.

Ein Schwerpunkt der Prüfung war die Einhaltung des sogenannten Besserstellungsverbots: Danach dürfen die Beschäftigten eines Zuwendungsempfängers nicht besser gestellt werden, als vergleichbare Bedienstete des Landes. Der Landesrechnungshof stellte dennoch nennenswerte Verstöße gegen das Besserstellungsverbot fest. So wurden zum Beispiel überhöhte Zuschüsse zu den Beiträgen zur Kranken- und Pflegeversicherung eines leitenden Mitarbeiters gezahlt, Dienstkraftfahrzeuge von einem Personenkreis genutzt, der weit über den nach der Dienstkraftfahrzeugrichtlinie berechtigten Nutzerkreis hinausging, und es konnten Arbeitsplatzbewertungen, mit denen der Nachweis der Einhaltung des Besserstellungsverbots zu führen ist, nicht vorgelegt werden.

Der Landesrechnungshof bezog in seiner Prüfung auch die Bezüge der Geschäftsleitung ein. Diese waren in Anbetracht des Geschäftsvolumens und des zu tragenden Risikos unangemessen hoch. In einem Fall wurden Bezüge gezahlt, die in ihrer Höhe mit der Ministerbesoldung des Landes Brandenburg vergleichbar waren.

Der Landesrechnungshof forderte das Wirtschaftsministerium auf, dafür Sorge zu tragen, dass auch bei landesbeteiligten Zuwendungsempfängern die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit strikt eingehalten werden.

(Abteilung II)
Beitrag Nr. 18:
Erfolgskontrolle zur Umsetzung der Gemeinschaftsaufgabe


„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“

Im Land Brandenburg wurden von Oktober 1990 bis zum 31. Dezember 2003 im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe (GA) u. a. 7.867 Investitionsvorhaben der gewerblichen Wirtschaft mit einem Mitteleinsatz in Höhe von 4,3 Mrd. € gefördert.

Die Ergebnisse der Erfolgskontrolle des LRH und die Auswertung einer schriftlichen Umfrage bei 159 geförderten Betrieben belegen, dass die Vorgaben zur Schaffung und Sicherung von Arbeitsplätzen - auch nachhaltig - im Wesentlichen erfüllt worden sind. Gleiches gilt für den Verbleib von Wirtschaftsgütern in den geförderten Unternehmen. Dagegen wurden die angestrebten Ausbildungsplatzziele bei weitem nicht erreicht.

Die schriftliche Umfrage bei den geförderten Betrieben ergab ferner, dass Investitionen auch dann durchgeführt würden, wenn diese nicht mehr durch Zuschüsse, sondern durch zinsverbilligte oder zinslose Darlehen aus GA-Mitteln gefördert würden.

Der LRH bekräftigt deshalb seine weiteren Empfehlungen an das Ministerium zur Änderung von Fördermodalitäten mit dem Ziel der vermehrten Schaffung von Ausbildungsplätzen. Ferner ermutigt er die Landesregierung, Überlegungen zur Gewährung auch von GA-Mitteln in Form von Darlehen statt Zuschüssen weiter zu verfolgen.

(Abteilung II)

Beitrag Nr. 19:
Zusammenführung der ehemaligen Ministerien für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten sowie Umwelt, Naturschutz und Raumordnung - Kapitel 10 010 -

Der LRH untersuchte im damaligen Ministerium für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung im Rahmen einer Organisationsprüfung die Zusammenführung von zwei Ministerien.

Dabei stellte der LRH fest, dass das Ministerium bei der Neuorganisation im Oktober 1999 zwar eine Abteilung und zwei Referate einsparte, aber zunächst kein Konzept zur Fortführung der Gestaltung und Verbesserung der Struktur, der Festsetzung von Zielvorgaben sowie von Einspargrößen erarbeitete. 

Bei konsequenter Zusammenfassung der zentralen Verwaltungsaufgaben in einer Abteilung wäre bereits zu diesem Zeitpunkt eine Verringerung um eine weitere Abteilung mit bis zu sechs Referaten möglich gewesen.

Erst die Übertragung der Aufgaben zur Koordinierung und Steuerung des Prozesses der Verwaltungsmodernisierung aus der Zentralabteilung auf eine ab September 2000 beim Staatssekretär Landwirtschaft eingerichtete Stabsstelle führte bis zum März 2001 zu einer deutlichen Verringerung um eine weitere Abteilung und 15 Referate.

Der LRH hat die Zusammenführung von zwei Ministerien begrüßt. Mit der anfangs zögerlichen und inkonsequenten Vorgehensweise bis zum Einsetzen der Stabsstelle für Verwaltungsoptimierung ergab sich hinsichtlich der Einspareffekte eine Verzögerung von ca. einem Jahr, was vermeidbare Personalausgaben in Höhe von rd. 470 T€ verursachte. Die Verringerung der Anzahl der Abteilungen und Referate führte im untersuchten Zeitraum zu keiner nennenswerten Minderung der Personalausstattung.

(Abteilung III)

Beitrag Nr. 20:
Zuwendungen für die Errichtung der Abwasseranlagen im Amt Oberspreewald - Kapitel 10 040 -

Die Entwicklung der Abwasserbeseitigung in Brandenburg wird sich in den nächsten Jahren vor allem auf die Sanierung und die noch erforderliche Vervollständigung der kommunalen Kanalisation, die Sanierung kommunaler Kläranlagen sowie die Nachrüstung bzw. den Neubau von Grundstückskleinkläranlagen im ländlichen Raum konzentrieren. Für den Ausbau der Abwasserinfrastruktur sind daher auch künftig hohe Investitionen notwendig. Dies erfordert Kostenbewusstsein und wirtschaftliches Handeln.

Der Landesrechnungshof Brandenburg prüfte unter den vorgenannten Gesichtspunkten die Rechtmäßigkeit und die Effizienz der Finanzhilfen des Landes in Höhe von 2,31 Mio. € (4,53 Mio. DM) für die Errichtung der Abwasseranlagen im Amt Oberspreewald. Das Ministerium für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Verbraucherschutz hat die festgestellten Mängel und Schwachstellen beim Ausschreibungs- und Vergabeverfahren sowie bei der Abrechnung der Fördermittel erkannt und erforderliche Schlussfolgerungen gezogen.

Der LRH stellte bei seiner Prüfung der Gewährung und Verwendung von Zuwendungen für die Errichtung der Abwasseranlagen im Amt Oberspreewald fest, dass die Beteiligung des im Vorfeld beauftragten Projektbegleiters am Vergabeverfahren gegen das Diskriminierungsverbot der VOL/A verstieß. Eine Interessenkollision der Beteiligten im Rahmen der Auftragsvergabe ist nicht auszuschließen.

Eine umfassende Prüfung und Wertung der Angebote wurde nicht durchgeführt. Es fehlte der Nachweis, dass das wirtschaftlichste Angebot den Zuschlag erhielt, weil das Amt Oberspreewald bei einem um 7,42 Mio. € (14,51 Mio. DM) kostengünstigeren Angebot eine Aufklärung zu den angebotenen Preisen unterließ. Das Ministerium für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung und die Investitionsbank des Landes Brandenburg haben diese Verfahrensweise erkannt und dennoch nicht beanstandet. 

Außerdem hatte der Zuwendungsempfänger in den Verwendungsnachweisen die umsatzsteuerfreien Rechnungsbeträge um einen fiktiven Umsatzsteueranteil i. H. v. 16 % erhöht.

(Abteilung IV)

Beitrag Nr. 21:
Förderung eines Technologie- und Forschungszentrum

In einem Technologie- und Forschungszentrum im Raum Frankfurt (Oder) arbeiten mehrere Unternehmen an der Entwicklung und Vermarktung solarer Energiesysteme. Bei seinen örtlichen Erhebungen Ende 2003 stellte der Rechnungshof allerdings eine eingeschränkte Geschäftstätigkeit fest. Der Zuwendungszweck, nämlich die Entwicklung einer kostengünstigen Technologie und deren Überführung in eine Serienfertigung von Solarzellen-Modulen, ist noch nicht erreicht worden.

Der Landesrechnungshof sieht es als schwerwiegendes Problem an, dass sich die verschiedenen Zuwendungsgeber untereinander nicht abgestimmt haben. So waren die geförderten Maßnahmen in den Zuwendungsbescheiden nur ungenau beschrieben, eine prüffähige Abgrenzung der einzelnen Fördergegenstände war nicht möglich. Erhebungen des Hofes haben ergeben, dass insgesamt Zuwendungen in Höhe von rund 10 Mio. € an den Standort flossen, während das MLUV eine Übersicht vorlegte, die nur 3 Mio. € Fördermittel auswies.

Über diesen Einzelfall hinausgehend zeigen die Prüfungsergebnisse die Notwendigkeit einer zentralen Zuwendungsdatenbank für das Land Brandenburg. Der Landesrechnungshof empfiehlt dringend, sie einzurichten.

(Abteilung IV)

Beitrag Nr. 22:
Zuweisungen für Städtebauliche Entwicklungs- und Sanierungsmaßnahmen - Kapitel 11 040 -

Bei der Prüfung von städtebaulichen Entwicklungs- und Sanierungsmaßnahmen hat der Landesrechnungshof Mängel bei der Vergabe von Bauleistungen und der Abrechnung von Planungsleistungen festgestellt. 

In mehreren Fällen vergaben gemeindliche Zuwendungsempfänger Bauleistungen nach Beschränkter Ausschreibung oder freihändig. Die für die Abweichung von der Öffentlichen Ausschreibung vorgetragenen Gründe, wie die Dringlichkeit der Leistungen sowie besondere Anforderungen der Denkmalpflege, konnten den Landesrechnungshof aber nicht überzeugen.

Weiterhin traten private Zuwendungsempfänger bei zehn mit 2,6 Mio. € geförderten Sanierungsmaßnahmen gleichzeitig als Auftraggeber und Auftragnehmer von Bauleistungen auf. Dies verschaffte ihnen gegenüber den anderen Bietern einen Wettbewerbsvorteil. Der Landesrechnungshof bezweifelte, dass allein die Interessen der Bauherren ausschlaggebend für die jeweilige Beauftragung waren.

Die Prüfung ergab ebenfalls, dass freiberuflich Tätige den Zuwendungsempfängern bei 22 Fördermaßnahmen für Planungsleistungen um rd. 100,0 T€ überhöhte Honorare berechneten. Die Zuwendungsempfänger glichen diese Forderungen unter Einsatz von Landesmitteln vorbehaltlos aus.

Entgegen der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen führten Zuwendungsempfänger in vier Fällen Beschränkte Ausschreibungen nach Öffentlichem Teilnahmewettbewerb und eine Freihändige Vergabe durch, obwohl eine Öffentliche Ausschreibung vorgeschrieben war. Sie begründeten die Wahl der Vergabeart nicht oder führten die Dringlichkeit der Leistungen sowie besondere Anforderungen an die Auftragnehmer bei Arbeiten im Denkmalpflegebereich an.

In vier Gemeinden führten private Drittempfänger von Zuwendungen zehn Sanierungsmaßnahmen durch und setzten hierfür Fördermittel in Höhe von 2,6 Mio. € ein. Bei den Zuwendungsempfängern bestand hinsichtlich der Beauftragung von Bauleistungen ein persönliches und/oder wirtschaftliches Näheverhältnis zwischen den als Auftraggeber und Auftragnehmer handelnden Personen. Hierdurch erwuchs den Zuwendungsempfängern als Bieter ein Wettbewerbsvorteil wegen besonderer Kenntnis der zu erbringenden Leistungen. Der LRH ist nicht überzeugt, dass allein die Wahrnehmung der Interessen des Bauherren zum Abschluss der jeweiligen Verträge führte.

(Abteilung IV)

Beitrag Nr. 23:
Wasserwirtschaftliche Bauvorhaben zur Sanierung der Braunkohletagebaue

In der Lausitz entstehen in den nächsten Jahrzehnten ca. 13.000 Hektar Wasserflächen neu. Die Tagebaurestlöcher werden durch übergeleitetes Oberflächenwasser und den Eigenanstieg des Grundwassers geflutet. Zur Vorbereitung und Durchführung der Flutungsprozesse sind eine Vielzahl von wasserwirtschaftlichen Maßnahmen, wie Böschungssicherungen, Errichtung von Flutungs- und Überleitungsbauwerken sowie schiffbaren Verbindungen innerhalb der künftigen „Lausitzer Seenkette“ geplant. Die anteilige Finanzierung der Sanierungsmaßnahmen in den Ländern Brandenburg, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen erfolgt auf der Grundlage von Verwaltungsabkommen zwischen dem Bund und den genannten Ländern. Im Zeitraum von 1991 bis einschließlich 2002 sind im Rahmen dieser Sanierung Leistungen im Umfang von insgesamt 6,7 Mrd. €, davon 2,7 Mrd. € im Land Brandenburg, erbracht worden.

Der Landesrechnungshof Brandenburg und das Staatliche Rechnungsprüfungsamt Cottbus prüften die Verwendung von Finanzmitteln in Höhe von 43,8 Mio. € bei der Durchführung ausgewählter wasserwirtschaftlicher Bauvorhaben zur Sanierung der Braunkohlentagebaue in den Jahren 1998 bis 2000.

Die Geschäftsstelle des länderübergreifenden Steuerungs- und Budgetausschusses beachtete bei der Prüfung der beantragten Sanierungsmaßnahmen das Gebot der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit nicht immer ausreichend. Unter der Berücksichtigung von Alternativen auf der Grundlage von Wirtschaftlichkeitsvergleichen hätten die Ausgaben um mindestens 637,1 T€ gemindert werden können.

Die als Projektträgerin tätige Lausitzer- und Mitteldeutsche Bergbauverwaltungsgesellschaft mbH vergab Bauleistungen im Wert von 19,8 Mio. € unter eingeschränkten Wettbewerbsbedingungen. Die hierfür angeführten Begründungen waren nicht immer überzeugend.

Die Prüfung und Bewertung der im Rahmen der Baudurchführung erforderlichen Nachtragsleistungen war in vielen Fällen unzureichend. Infolge der unkritischen Prüfung der Nachtragsangebote und der vorbehaltlosen Anerkennung erhöhter Einheitspreise bei der Ausführung von Mehrmengen sind Kosten von 53,7 T€ entstanden.

Die Lausitzer- und Mitteldeutsche Bergbauverwaltungsgesellschaft mbH leistete Zahlungen von 480,8 T€ an die beauftragten Baufirmen obwohl die Nachweise über die Erbringung dieser Leistungen fehlten. Darüber hinaus rechneten die Auftragnehmer bei mehreren Baumaßnahmen Leistungen ab, die über den in den Nachweisen aufgeführten Leistungsumfang hinausgingen. Dies hatte Überzahlungen der Baufirmen um 77,5 T€ zur Folge.

Der LRH erwartet, dass das Ministerium für Infrastruktur und Raumordnung als für die Braunkohlen- und Sanierungsplanung zuständiges Ressort der Landesregierung künftig den Anforderungen in Bezug auf die Wirtschaftlichkeit der Bauvorhaben sowie die Überwachung und Abrechnung der Mittelverwendung in vollem Umfang gerecht wird.
(Abteilung IV)

Beitrag Nr. 24:
Baumaßnahme Finanzamt Kyritz - Kapitel 15 112 -

Der Landesrechnungshof prüfte im Jahr 2004 die Verwendung von 5,6 Mio. € Finanzmitteln für die Durchführung der Sanierungs- und Neubaumaßnahmen für das Finanzamt Kyritz in den Jahren von 1995 bis 2000. Dabei bezog er auch den Raumbedarf an Büroflächen in dem nur 30 Kilometer entfernt liegendem Finanzamt Pritzwalk ein.

Das Ministerium der Finanzen erwarb im Jahr 1994 eine 15.424 m² große Liegenschaft für das neu einzurichtende Finanzamt in Kyritz. Teil der Gesamtliegenschaft ist u. a. eine Villa für die das Land Brandenburg 1,1 Mio. € ausgab. Diese diente ausschließlich für die Dauer von zwei Jahren (1996 und 1997) der provisorischen Unterbringung für einen Teil des Personals des Finanzamtes Kyritz. Nach Fertigstellung des Neubaus und dem damit verbundenen Freizug der Villa sollte diese einer Verwertung zugeführt werden. 

Die Villa befindet sich jedoch weiterhin im Ressortvermögen des Ministerium der Finanzen und steht bereits seit siebeneinhalb Jahren leer. Die nicht erfolgte Verwertung des Gebäudes und die laufenden Unterhaltskosten führen zu einer vermeidbaren Mehrbelastung des Landeshaushaltes.

Der Landesrechnungshof stellte bei der Untersuchung zur Nutzung und Auslastung der Büroflächen an den Standorten der Finanzämter Kyritz und Pritzwalk fest, dass das Ministerium der Finanzen im 30 Kilometer entfernten Pritzwalk für das dortige Finanzamt Büroflächen anmietete, obwohl auf der landeseigenen Liegenschaft in Kyritz erhebliche Reserveflächen für zusätzliche Büroarbeitsplätze zur Verfügung stehen. Die angemieteten Büroflächen in Pritzwalk sind im Vergleich zu den Richtwerten der Raum- und Flächennorm der Landesbehörden des Landes Brandenburg zu ca. 50 % unterbelegt. An den Standorten der Finanzämter Kyritz und Pritzwalk gibt es somit erheblichen Handlungsbedarf im Zusammenhang mit der Flächennutzung und -auslastung.

Die Bauverwaltung nahm bei der Baumaßnahme Finanzamt Kyritz aufgrund unzureichender Kontrollen nicht den gebührenden Einfluss auf die Planungsleistungen des freiberuflich Tätigen. Hieraus folgten Mängel insbesondere bei den Leistungen für den Neubau. Diese zeigten sich u. a. bei der Dachentwässerung, bei der Abrechnung der Bauleistungen mit erheblichen Massenänderungen sowie abgerechneten Stundenlohnleistungen i. H. von 1.333 Stunden.

(Abteilung IV)
Beitrag Nr. 25:
Besteuerung der Erstattungszinsen als Einnahmen aus Kapitalvermögen - Kapitel 20 010 -

Einkommensteuererstattungen und -nachforderungen werden von den Finanzämtern verzinst. Die ausgezahlten Erstattungszinsen sind beim Empfänger als Einnahmen aus Kapitalvermögen zu versteuern. Steuerliche Auswirkungen ergeben sich, wenn diese allein oder in Verbindung mit weiteren Einnahmen aus Kapitalvermögen die Grenzen des Werbungskostenpauschbetrages und des Sparerfreibetrages übersteigen.

Der LRH prüfte die Besteuerung der Erstattungszinsen als Einnahmen aus Kapitalvermögen bei zwei brandenburgischen Finanzämtern. Er stellte fest, dass die Steuerverwaltung eine zutreffende und vollständige Besteuerung der Erstattungszinsen nicht gewährleisten konnte. Selbst wenn die Steuererklärungen durch einen Vertreter der steuerberatenden Berufe erstellt waren, gaben drei Viertel aller erklärungspflichtigen Steuerpflichtigen Erstattungszinsen nicht als Einnahmen in ihrer Anlage KAP zur Einkommensteuererklärung an. Soweit die Finanzämter bei der Erklärungsbearbeitung durch die Ausgabe eines maschinellen Prüfhinweises unterstützt wurden, erfassten sie zwar in den einschlägigen Fällen überwiegend die Zinseinnahmen. Da dessen Wertangaben aber in mehr als der Hälfte der Fälle unzutreffend waren und die Bearbeiter diese regelmäßig ungeprüft übernahmen, legten sie den Steuerfestsetzungen oftmals überhöhte, in anderen Fällen aber auch zu geringe Besteuerungsgrundlagen zu Grunde. Soweit hingegen - unterhalb einer gewissen Betragsgrenze - keine Prüfhinweise erschienen, wurden Erstattungszinsen weit überwiegend nicht als Einnahmen erfasst.

Der LRH forderte die Steuerverwaltung auf, das Bewusstsein für die Steuerpflicht dieser Zinsen zu verbessern und die Zuverlässigkeit des Prüfhinweises zu verbessern. Durch eine Herabsetzung der Betragsgrenzen des Prüfhinweises wären Steuerausfälle weitgehend vermeidbar.

(Abteilung III)

Beitrag Nr. 26:
Bearbeitung der Steuerfälle mit Einkünften aus Vermietung und Verpachtung - Kapitel 20 010 -

Die bis 1998 geltenden steuerlichen Fördermaßnahmen begünstigten die Anschaffung oder Herstellung von Gebäuden in den neuen Ländern mit hohen Sonderabschreibungen und schufen so Vermietungsanreize. Die brandenburgische Steuerverwaltung erließ noch für das Jahr 2001 in rd. 77.000 Steuerfällen Steuerbescheide mit Verlusten aus Vermietung und Verpachtung i. H. v. zusammen 170 Mio. €. 

Der LRH prüfte bei drei brandenburgischen Finanzämtern Einkommensteuerveranlagungen der Jahre 1998 bis 2001 mit Einkünften aus Vermietung und Verpachtung. Er beanstandete fast die Hälfte der eingesehenen Steuerfälle, weil die Bearbeiter erforderliche bzw. geeignete Sachverhaltsermittlungen nur unzureichend vornahmen. Dies betraf vor allem die Vollständigkeit der Mieteinnahmen, die Abzugsfähigkeit von Werbungskosten oder die Mietverhältnisse als solche. Über mehrere Jahre hinweg gültige Tatbestände überwachten die Finanzämter teilweise nicht sorgfältig. Auch unterliefen ihnen materiell-rechtliche Bearbeitungsfehler, insbesondere hinsichtlich der Absetzungen für Abnutzung bei Gebäuden.

Der LRH unterbreitete Vorschläge, um die Bearbeitung der Steuerfälle mit Einkünften aus Vermietung und Verpachtung zu verbessern. Die Steuerverwaltung will die Bearbeitungsqualität vor allem durch eine im Jahr 2004 vorgenommene Umstrukturierung der Veranlagungsbereiche in den Finanzämtern verbessern. Der LRH sieht einer möglichen Steigerung der Bearbeitungsqualität entgegen.

(Abteilung III)

Ergebnisberichte - Folgerungen aus den Jahresberichtsbeiträgen

Beitrag Nr. 33:
Vergabe und Verwendung von Filmfördermitteln durch die Filmboard Berlin-Brandenburg GmbH


(Jahresbericht 2004, Einzelplan 08 - Beitrag Nr. 16)

Die Prüfung der Filmförderung führte zur Rückerstattung von Fördermitteln an den Filmförderfonds i. H. v. 256 T€ und zu einer Klarstellung im neuen Geschäftsbesorgungsvertrag. die Medienboard hat sich vertraglich verpflichtet, die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit einzuhalten.

Beitrag Nr. 41:
Erfordernis einer Vereinbarung von Prüfungsgrundsätzen in Bezug auf privatrechtliche Unternehmen mit Beteiligung des Rundfunks Berlin-Brandenburg (Jahresbericht 2004, Sonstiges - Beitrag Nr. 29)

Über die Prüfung der Rundfunkbeteiligungen stehen die Rechnungshöfe weiter in Verhandlungen mit dem RBB, dessen Stellungnahme nun vorliegt. Dies gibt beiden Seiten die Gelegenheit, die jüngsten Entwicklungen im Rundfunkrecht, in erster Linie das laufende EU-Beihilfeverfahren, bei der Ausgestaltung der Prüfungsrechte zu berücksichtigen. Der Ausschuss für Haushaltskontrolle wird vom Ergebnis unterrichtet.

Beratungsbericht

Beitrag Nr. 42
Organisation der Liegenschafts- und Bauverwaltung (Kapitel 12 070)

Beratende Äußerung an den Landtag

Mit der Beratenden Äußerung an den Landtag gab der LRH Hinweise zur künftigen Organisation der Liegenschafts- und Bauverwaltung. Die Beratungsergebnisse beruhten auf Erhebungen und Analysen und berücksichtigten insbesondere Lösungsansätze und Erfahrungen anderer Länder.

Inzwischen beabsichtigt das MdF, die Liegenschafts- und Bauverwaltung zum 1. Januar 2006 in die auch vom LRH als eine geeignete angesehene Organisationsform des Landesbetriebes zu überführen. Damit folgt das MdF den Hinweisen des LRH zur Durchführung der überwiegend fiskalischen Aufgaben der Liegenschafts- und Bauverwaltung.

Der LRH erwartet, dass das MdF die Neuordnung zugleich zum Anlass nimmt, geeignete Steuerungsinstrumente einzurichten. Insbesondere soll es einheitliche Zielvorgaben erarbeiten, um ein bedarfsgerechtes Immobilienmanagement zu gewährleisten. Aus Sicht des LRH muss dazu ein verlässlicher Bestandsdatennachweis und ein DV-gestützter Daten- und Informationsfluss bestehen.

42

